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Zur Einordnung

Der Senat der Wirtschaft beschäftigt sich intensiv mit der Finanzmarkt- und Eu-

rokrise, die uns in den letzten Jahren so viele Schwierigkeiten gemacht hat. Der 

Senat tut das vor dem Hintergrund seiner grundsätzlichen Positionen, d. h. dem 

Einsatz für eine weltweite Ökosoziale Marktwirtschaft und eine Gemeinwohl-

orientierung des Eigentums und mit einem Fokus auf eine mit Nachhaltigkeit 

kompatible Globalisierungsgestaltung. Dies schließt insbesondere auch den Ge-

danken der Generationengerechtigkeit mit ein. Grundsätzlich geht es dabei um 

Fragen der Bewertung von richtig und falsch, um die Unterscheidung zwischen 

Wünschenswertem und nicht Wünschenswertem und um die Interessen der gro-

ßen Mehrheit der Menschen, in Europa und weltweit gemäß dem demokrati-

schen Grundprinzip: one person, one vote. 

Differenzierung von Einkommen und Vermögen wird in diesem Kontext positiv 

gesehen, aber nur im Rahmen eines Gesellschaftsvertrags, in dem die Dimension 

der Differenzierung aus Sicht der großen Mehrheit der Menschen positiv zu wer-

ten ist. Positiv in dem Sinne, dass die Ungleichheit eine Wachstumsdynamik und 

Vielfalt der Gesellschaft hervorbringt, die in ihren Auswirkungen für die weit 

überwiegende Zahl der Menschen positiv ist, selbst wenn man selber nicht einen 

„Sonnenplatz“ im System einnimmt.
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Zur Einordnung

Das führt zu der vom Senat der Wirtschaft e. V. vertretenen Position einer ba-

lancierten Einkommensverteilung / Teilhabegerechtigkeit, die an anderer Stelle 

ausführlich diskutiert wird und korrespondiert zu der vom Senat der Wirtschaft 

e. V. vertretenen Gemeinwohlverantwortung von Eigentum.

Aus Sicht des Senats der Wirtschaft sind in diesem Kontext Regulierungsfra-

gen von höchster Bedeutung und ist eine entsprechende Regulierung (Ord

nungspolitik) völlig legitim, sie entspricht den Grundprinzipien der Demokratie. 

Dazu gehört auch eine angemessene Besteuerung zur Finanzierung einer funkti-

onierenden Gesellschaft  und zur Sicherstellung der Voraussetzungen von Wert-

schöpfungsfähigkeit. 

Die weltweite Situation hat sich nach dem Fall der Mauer für viele Menschen auf 

dem Globus verbessert, vor allem in den großen Schwellenländern wie China und 

Indien. Zugleich hat sich aber die Situation von vielen Menschen in der reichen 

Welt verschlechtert, die von ihrer Stellung und ihrer Kompetenz her nicht in der 

Lage waren, von verstärkter internationaler Arbeitsteilung zu profitieren. Die 

Globalisierung hat zudem bestimmten leistungsfähigen Akteuren ermöglicht, 

sich legal oder auch illegal durch grenzüberschreitende Prozesse, insbesondere 

durch immer neue Verpackungen von Rechtstiteln (Wrapping) der Besteuerung 

sehr weitgehend zu entziehen. Die Staaten haben entsprechende Steuerausfäl-

le teilweise durch immer mehr Schulden kompensiert. Langfristig ist dies kein 

tragfähiger Weg. Langfristig müssen die Strukturen externe Kosten internali-

sieren, Preise müssen die Wahrheit sagen, eine angemessene Besteuerung muss 

durchgesetzt werden. 
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Zur Einordnung

Mit der Finanzkrise ist deutlich geworden, dass die Verhältnisse sehr häufig nicht 

mehr in Ordnung sind. Der Finanzsektor hat sich teilweise von der Realökono-

mie losgelöst. Mit innovativen Finanzierungsinstrumenten gelang es bestimmten 

Akteuren, sich selber massiv zu bereichern, wobei die Risiken der Allgemeinheit 

zugeschoben wurden. Es zeigten sich typische Muster der Privatisierung von 

Gewinnen und der Sozialisierung von Verlusten. Die großen „Plünderer“ waren 

nicht die oft beschworenen Personen in der sozialen Hängematte, sondern „Pre-

miumleistungsträger“. Die Politik hat diesen Entwicklungen wenig entgegenset-

zen können. Sie war Gefangener einer marktfundamentalen Philosophie, aber sie 

war auch den Konkurrenzzwängen einer sich immer weiter globalisierenden Öko-

nomie ausgesetzt. Als es zur Fast-Kernschmelze des Finanzsektors kann, mussten 

die Staaten das System stabilisieren um den Preis einer deutlichen Erhöhung der 

staatlichen Schuldenlast. Dies führt jetzt an den Finanzmärkten zu Vertrauens

verlusten und zu weiteren Erhöhungen der Kosten für Kredite an die Staaten.

Aus Sicht des Senats der Wirtschaft ist ein breiter Wohlstand und eine nachhal-

tige Entwicklung nur mit einem funktionierenden Weltfinanzsystem erreichbar. 

Der Finanzsektor muss dabei eine dienende Rolle für die Realökonomie wahr-

nehmen und für diese als Katalysator wirken. Zunehmender Wohlstand resul-

tiert primär aus realökonomischen Innovationen und im Besonderen aus real-

ökonomischen Investitionen. Nur mit zunehmendem Produktivvermögen ist ein 

zunehmender Wohlstand realisierbar. Diese Innovationen und Investitionen 

müssen über den Finanzsektor befördert werden. An den daraus resultierenden 

Wohlstandszuwächsen kann und soll der Finanzsektor angemessen partizipieren. 
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Zur Einordnung

Derartige Verhältnisse zu organisieren, ist möglich, aber schwierig. Das dies bis 

heute aufgrund der unterschiedlichen Interessenlagen der Staaten nicht gelungen 

ist, ist eine wesentliche Ursache der Probleme auf den Finanzmärkten und zeigt 

sich in der Realökonomie gerade auch in einer zurückgehenden Investitionsnei-

gung. Die Ursache liegt nicht in der Kreditnatur des Geldes und auch nicht in 

Zinseszinseffekten – eher schon in Rendite-Rendite-Effekten bei akkumulierten 

Vermögen. Mit vernünftiger Regulierung, mehr Transparenz und einer adäqua-

ten Besteuerung von (risikolosem) Zins und (risikofreier) Rendite ließen sich alle 

diesbezüglichen Probleme zum Vorteil des Gemeinwohls lösen.

Der Senat der Wirtschaft erkennt an, dass die Politik große Leistungen in der Stabi-

lisierung nach der Weltfinanzkrise erbracht hat. In der extremen Verschuldungssi-

tuation sind wir heute nicht primär wegen unsolider Ausgabenpolitik, sondern weil 

ein System stabilisiert werden musste, das von starken Akteuren des Finanzsektors 

völlig unterminiert wurde. Es ist richtig, dass in den USA der Staat daran betei-

ligt war, ein ausuferndes Feld von Subprime-Krediten zu ermöglichen, dies auch in 

Verbindung mit einer Philosophie der Eigentumsförderung für große Teile der Be-

völkerung. Hinter dieser Philosophie stand aber teilweise auch das Ziel Pate, einen 

Sozialstaat à la Europa nicht finanzieren zu wollen und zu müssen.

In der Summe war die Politik, natürlich im Besonderen in Konkurrenz der Staa-

ten zueinander, nicht in der Lage, den Finanzsektor adäquat zu regulieren. Die 
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Zur Einordnung

Akteure im Finanzsektor haben sich ihrerseits nicht selber adäquat reguliert. Sie 

haben vielmehr teilweise massiv die Chancen genutzt, die sich ihnen boten, Ge-

winnanhäufung auf der eigenen Seite, Verluste auf der öffentlichen Seite. 

Nun ist das Kind in den Brunnen gefallen. Lamentieren nützt an dieser Stelle 

wenig. Und so lange die globalen rechtlichen Verhältnisse nicht im Konsens der 

Staaten geändert werden, und das kann noch sehr lange dauern - wenn es je so-

weit kommen sollte -, ist der reale Zustand in rechtlicher und damit materieller 

Hinsicht aufgrund internationaler Verträge so wie er ist und muss die Politik in 

diesem Umfeld vor allem versuchen, Zukunftsfähigkeit zu erreichen, bei uns in 

Europa z. B. bezüglich der Stärkung des Euro. Dabei ist auch ein „Geburtsfehler“ 

des Euro zu bedenken: Langfristig kann die Eurozone nur bei einer ausreichen-

den Balance innerhalb und zwischen den Eurostaaten florieren. Da mit der ge-

meinsamen Währung die Möglichkeit der Veränderung von Währungsparitäten 

entfällt, muss Kohärenz durch andere Maßnahmen, insbesondere auch durch 

einen Finanzausgleich, herbeigeführt werden. Dies ist ähnlich zur Erfordernis 

eines Länderfinanzausgleichs in Deutschland. Natürlich muss das Einflussmög-

lichkeiten demokratisch legitimierter Gremien auf europäischer Ebene auf das 

Verhalten derjenigen Eurostaaten beinhalten, die entsprechende Hilfen in An

spruch nehmen. Dies erfordert Schritte hin zu einer Fiskalunion bzw. einem eu-

ropäischen Bundesstaat. Was das im Einzelnen bedeutet, was wir von Senatsseite 

an dieser Stelle vorschlagen, ist in dem nachfolgenden Text dargestellt.
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Drei der Kernautoren bei einer Senatsdiskussion zum Impuls Lösungsansatz 
v.l. Dr. Dirk Solte, Günther Grzega, Prof. Franz Josef Radermacher.
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Was ist passiert?

Was ist passiert?

Länder, Banken, andere Finanzmarktakteure, Privatpersonen z. Teil auch Versi-

cherungen und Unternehmen der Realökonomie sind hoch verschuldet.

Regulierungsinstrumente des Finanzsektors, wie Mindestreserven und Eigenka-

pitalquoten greifen nicht mehr, durch Schattenbanken, Offshore-Banking, Deri-

vate, Leerverkäufe, IFRS-Bilanzierungsregeln etc. 

Teils fehlen die richtigen Regulierungen, da sie international bisher nicht durch-

gesetzt werden können (z. B. bezüglich der „Einhegung“ der Steuerparadiese), 

teils gibt es ein Missverhältnis zwischen global tätigen Banken und nach wie vor 

lokalen Aufsichtsbehörden.

Regulierungsinstrumente der Staaten, wie Schuldenbremsen existieren nur un-

zureichend und werden umgangen. Im Euroraum zeigt sich, dass die Währungs-

union ohne politische und fiskalische Regelungen nicht funktioniert bzw. den 

Missbrauch hoher Verschuldungen zu günstigen Zinsen fördert. 

Der Ordoliberalismus, der innerhalb festgelegter Rahmenbedingungen ein frei-

es Wirtschaften in sozialer Verantwortung vorsah, ist nach dem Niedergang der 

Planwirtschaften zugunsten eines absoluten Liberalismus der Märkte - insbeson-

dere in den angelsächsischen Ländern - aufgeweicht worden. Allgemein ist ein 

Verlust gemeinnütziger Werte zu beklagen.
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Was ist passiert?

Der Finanzsektor hat seine dienende Funktion gegenüber der Realwirtschaft ver-

nachlässigt und hat stattdessen ein Eigenleben entwickelt mit kreativ gestalteten 

Wettgeschäften aller Art, die Insider begünstigen und das gesamte  Banken- und 

Finanzsystem in einem äußerst instabilen Zustand gebracht haben. 

Steuer- und Entlohnungssysteme haben diese Entwicklungen gefördert.

Außerdem wurde im Euroraum die Staatsverschuldung unabhängig von der wirt-

schaftlichen Bonität einzelner Staaten finanziert.
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Was ist passiert?

Probleme hinter den Problemen?

Steueroasen sind ein zentraler Teil des Problems.  Sie sind keine exotischen und 

finsteren Nebenschauplätze der  Weltwirtschaft, sie liegen vielmehr mitten in de-

ren Zentrum. Starke Hinweise deuten darauf hin, dass etwa die Hälfte des Welt-

handels diese Steueroasen durchläuft. Über die Hälfte aller Bankvermögen sowie 

ein Drittel der ausländischen Direktinvestitionen multinationaler Konzerne 

scheint über das Offshore-System gesteuert zu werden. Die größten Nutznießer 

dieses Systems sind nicht Terroristen, Schwarzmarkthändler, Prominente oder 

Mafiosi, sondern Banken und ihre Großkunden sowie multinationale Konzerne.

Bei Steueroasen geht es nicht nur um Steuern. Es geht um legalisierte Flucht vor 

den Gesetzen funktionierender Staaten, Flucht vor Kreditoren, Flucht vor Steu-

ern, Flucht vor ordentlichen Finanzmarktregulierungen  und vor allem Flucht 

vor demokratischer Kontrolle und Verantwortung. Schmutziges Geld, Offshore- 

Banking und Steueroasen gehören auch zu diesem Kapitel der Weltwirtschaft, in 

dem sich alles mit allem intransparent verknüpft und wieder trennt. Diese Plät-

ze sind entscheidend involviert bei den meisten bedeutsamen wirtschaftlichen 

Ereignissen und großen Finanzskandalen. Sie sind Dreh- und Angelpunkt eines 

Systems, das der Optik nach legal ermöglicht, was in der Sache völlig unakzep-

tabel ist.
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Was ist zu tun?

A: Reformen im Finanzsektor

Grundsätzlich ist der Finanzsektor wieder in einen Rahmen zu bringen, der dazu 

führt, dass dieser seine Dienstleistungsfunktion gegenüber der Wirtschaft, den 

Menschen und den Staaten gerecht wird.

Verschuldung und „Schwellgeld“ muss zurückgefahren werden bei gleichzeitiger 

Herstellung der notwendigen Transparenz aller Prozesse im Finanzsektor. Das 

verloren gegangene Vertrauen in Finanzinstitutionen und ihre Akteure muss wie-

der hergestellt werden.

Mitglieder des Senates erarbeiten, beraten und diskutieren Lösungen 
für die wichtigen Zukunftsfragen unserer Gesellschaft
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Was ist zu tun?

Im Einzelnen werden folgende Maßnahmen vorgeschlagen:

B•	 esteuerung von Finanztransaktionen und Finanzmarktpro

dukten

Abschaffung/Transformation des Schattenbankensystems•	

Eine europäische Bankenaufsichtsbehörde mit weitgehenden •	

Kompetenzen für die international tätigen Geschäftsbanken

In Deutschland: Bessere institutionelle Ansiedlung der Ban•	

kenaufsicht

Abschaffung von Leerverkäufen und anderen Geschäften •	

(Produkten) außerhalb der Realökonomie

Begrenzung von high frequency trading (z. B. durch Mindest-•	

Haltedauern) und von Scheinofferten (z. B. durch Sperrfris-

ten nach Stornierungen)

Besonders aufmerksame Regulierung der Finanzmarktaktivitäten •	

und Termingeschäfte im Bereich der Grundnahrungsmittel

Genehmigungs- und Registrierungsvorschriften für Finanz•	

marktprodukte und Finanzmarktakteure

Trennung von Bank- und Wettgeschäften•	

Die gesellschaftliche Verantwortung (Corporate Social Res•	

ponsibility) der Banken/Bankmanager sollte mit verpflichten

dem Charakter geregelt werden. Die Aufsicht sollte prüfen, 

ob es ein integriertes CSR-Konzept in den jeweiligen Ban-

ken gibt und diese sich an Normen wie z. B. der ISO 26000         

orientiert.
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Was ist zu tun?

Reduzierung der Bedeutung von Ratingagenturen. Verbesse•	

rung deren Arbeit durch Regeln zur Genehmigung und Auf

sicht

Abschaffung der Steuerparadiese durch politischen Druck. •	

(Automatischer Datenaustausch, Angleichung der Steuersys

teme, ansonsten Kappen der elektronischen Transaktionskanäle)

Klare Trennung von Bank- und Versicherungsgesellschaften, •	

sodass keine Umgehung der Banken- oder Versicherungsauf

sicht möglich ist.

Korrektur des „Fair Value Prinzips“ in der Bilanzierung. Zu•	

mindest Ausweis, welcher Teil des Eigenkapitals real erwirt

schaftet und welcher aus Bewertungsmaßnahmen resultiert. 

Verstärkte Corporate Governance und Corporate Social Re•	

sponsibility Verpflichtungen der Finanzbranche

Grenzen und gerechtere Gehaltsstrukturen, z. B. Boni nicht •	

mehr nur auf kurzfristige Gewinne oder aufgrund von Be

wertungsgewinnen

Strafrecht für Fehlverhalten anwenden, durchsetzen und ggf. •	

verbessern

Erhöhung und klarere Regelungen zu Mindestreserveanforde•	

rungen der Banken



15

Was ist zu tun?

Was ist passiert?

B: Reformen zur Stabilisierung des Euro

Der Geburtsfehler des Euro, eine Gemeinschaftswährung zu schaffen ohne eine 

wirtschaftliche und fiskalische Union, muss korrigiert werden. 

Zuvor hat Europa trotz dieses Webfehlers in den letzten 10 Jahren eine auch im 

Vergleich zur DM nie gekannte Stabilität mit einer durchschnittlichen Inflati-

onsrate von 1,5 % erlebt. 

Die Gemeinschaftswährung hat aber auch dazu geführt, dass einige Länder, deren 

Staatsverschuldung in früheren Zeiten durch hohe Zinsen gemaßregelt wurde, 

in den Genuss niedrigster Zinsen gelangten. Beispiel Griechenland: Es war kos-

tengünstiger die Ausgaben des Staates durch Euroschulden zu finanzieren, als ein 

funktionierendes Steuersystem zu etablieren. 

Neben Griechenland sind auch andere Staaten der Eurozone hochverschuldet 

und in ihrer Kreditwürdigkeit gefährdet. Hierbei ist jedoch zu beachten, dass 

diese Länder mit sehr unterschiedlichen Problemen konfrontiert sind. 

Aktuell ist es vor allem so, dass wir es mit einer Vertrauenskrise in die Eurozone 

(und darüber hinaus) zu tun haben. Es sollte aber nicht verkannt werden, dass die 

Parität Euro/US $ bei 1 Euro = 1,25 US$ steht, der Euro als mehr „wert“ ist als 

der US$. Auch die Verschuldungsindikatoren der Vereinigten Staaten zeigen ein 

desolates Bild.
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Was ist zu tun?

Ungeachtet dieser Tatsache konzentriert sich die Spekulation auf eine Vielzahl 

von Euroländern und gefährdet damit den Bestand der ganzen Eurozone. Auch 

die gewaltigen Summen der Rettungsschirme EFSF und ESM werden von den 

Märkten als nicht ausreichend gewürdigt.

Die Psychologie der Märkte verliert teils auch die Relationen aus den Augen. 

Nimmt man das Beispiel „Griechenland“ mit einem Bruttoinlandsprodukt von 

ca. 150 Mrd. US$ stellt man fest, dass dieses in der Größenordnung dem Kredit-/

Derivateportfolio der HSH Nordbank AG, also einer einzelnen deutschen Lan-

desbank, entspricht!!

Bei einer tiefergehenden Analyse ist zu beobachten, dass die größtenteils angel-

sächsisch geprägten Kapitalmärkte ein einheitliches prophylaktisches Krisen-

management der EU-Länder vermissen, aber auch den nicht „ausgeschöpften“ 

Handlungsrahmen der EZB nach wie vor kritisch sehen.
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Was ist zu tun?

Erweiterung des Rettungsschirms EFSF oder des Mandats der EZB.•	

Hierbei hat der Rettungsschirm den Nachteil, dass dieser immer auf 

bestimmte Summen begrenzt ist und bei Horrorszenarien nie aus-

reicht. Außerdem gestaltet sich der politische Abstimmungsprozess 

sehr viel schwieriger. Notgedrungen ist in Ermangelung politischer 

Einigkeit bisher die EZB eingesprungen. 

Wir halten es für erforderlich, das „Mandat der EZB“ zu erweitern.

Im Folgenden wird der Vorschlag unterbreitet, die EZB zu 

mandatieren, einen Lender of last Resort nach dem Vorbild 

einer Liquiditätskonsortialbank einzurichten. Nur die EZB 

ist in der Lage, Liquidität unbegrenzt zur Verfügung zu stel-

len, schnell zu handeln und alle Spekulationen und Unsi-

cherheiten der Finanzmärkte und ihrer Akteure zu beenden. 

Die Beispiele der amerikanischen, britischen und auch der 

schweizerischen Zentralbanken sprechen für sich. Bei der in 

diesen Ländern gewählten Regulierungsstruktur liegen aber 

Haftung und Risiken für die Geldschöpfung durch die Zen-

tralbanken auch im Privatsektor. Für ein EZB-Mandat, wie 

auch für den EFSF-Rettungsschirm, sind konsequenterweise 

ein klares Regelwerk für ein Eingreifen und für die Verteilung 

von Risiko und Haftung erforderlich. 
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Was ist zu tun?

Mindestvoraussetzungen könnten sein:

Die EZB springt ein, wenn die Verzinsung eines Staates einen •	
bestimmten Zinsrisikoaufschlag übersteigt, z. B. ab einem Ri-
sikoaufschlag von 4 % gegenüber deutschen Staatsanleihen.

Voraussetzung für ein Eingreifen der EZB ist, dass ein un•	
abhängiges Gremium (Supranationale Aufsicht z. B. aus EZB 
und IWF) bestätigt, dass durchgreifende Wirtschaftsreformen 
dazu führen, dass der betreffende Eurostaat in absehbarer Zeit 
wieder solvent wird. Dies betrifft auch die Problematik wie-
derholter Schieflagen in der Folge der Jahre und muss über 
Themen wie Schuldenbremse und Stabilitätskriterien organi-
siert werden.  

Kerngedanke muss sein, dass ein Land, das in wirtschaftliche •	
Schwierigkeiten geraten ist, sich einem Stabilitätspakt unter-
wirft und damit die Grundlage für ein Eingreifen der EZB 
bildet. Unter dieser Voraussetzung sorgt die EZB dafür, dass 
das Land liquide bleibt, kauft dessen Staatsanleihen, bis der 
private Sektor wieder Vertrauen in den Kauf von Staatsanlei-
hen dieses Landes gewinnt. 

Hierbei  muss aber auch in Kauf genommen werden, dass ein •	
Land, das Stabilitätsauflagen nicht erfüllt, in einem geordne-
ten Verfahren aus dem Euroraum ausscheidet und/oder in-
solvent wird.

Risiko-/Haftungsbeteiligung aller Marktakteure über eine •	
Stabilitätsabgabe ähnlich der Bankenabgabe.



19

Was ist zu tun?

Im Folgenden seien die wesentlichen Vorteile des Vorschlags „EZB als Retter“ 
(unter den gemachten Einschränkungen) zusammengefasst:

Unbegrenzte Mittel•	

Weitgehende Loslösung von Themen wie Hebelstrukturen, •	
Rating etc.

Vorbilder Fed, Bank of England, Schweizerische National•	
bank, kein Spekulant kann gegen eine Nationalbank gewin
nen.

Wichtig: Ein europäischer Lender of last Resort sollte analog •	
zu den Regelungen bei diesen Vorbildern auch die Haftung 
der Marktakteure beinhalten.

Anpassungsdruck auf die Staaten bleibt, da erst bei hohen •	
Zinssätzen eingegriffen wird.

Liquiditätsschwund nicht zu erwarten, da Interventions-•	
punkt hoch und private Anleger schnell erkennen, dass sie bei 
reformbereiten Staaten auch wieder Geld anlegen können. 

Für die EZB kann hieraus sogar ein Geschäft werden, wenn •	
sie hochverzinsliche Anleihen nach einiger Zeit wieder ver
kaufen kann.

Eine Inflationsgefahr besteht dann nicht, wenn die •	
Nationalbanken die bei akuten Finanzkrisen erhöhte Liquidi
tätsnachfrage über spezielle Guthaben bei dem Lender of last 
resort zur Verfügung stellen würden anstatt über zusätzliche 
gesetzliche Zahlungsmittel “frisches“ Geld in Form von Zent
ralbankguthaben zu schaffen, wie das derzeitig der Fall ist). 
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Was ist zu tun?

Der Fed hat 6 x mehr Staats- und Hypothekenanleihen ge•	

kauft, als die EZB bisher. Die Inflationsrate liegt bereinigt 

um Spritkosten nur geringfügig über der der Deutschen. Die 

größten Gefahren in Amerika werden nicht in einer Inflati-

on, sondern in einem Abrutschen in eine Deflation gesehen.  

Die EZB kann nach überstandener Krise nicht nur durch den •	

Verkauf der Anleihen, sondern auch durch fiskalpolitische 

Maßnahmen den Banken Anreize geben, Liquidität an die 

Zentralbank zurückzugeben (siehe Verhalten in der Finanz

krise 2008-2011).

Weitere Maßnahmen zur Stabilisierung des Euro: 

Weiterentwicklung einer bundesstaatlichen Struktur in Europa•	

Weiterentwicklung der demokratischen Basis der EU•	

Durchsetzung von Verschuldungsgrenzen in allen europäi•	

schen Staaten

Aufbau einer unabhängigen europäischen Ratingagentur•	

Entwicklung eines Insolvenzverfahrens für Staaten•	

Schaffung eines europäischen Strukturfonds (Marshall-Plan, •	

Länderfinanzausgleich) für gefährdete Länder 

Angleichung der Steuersysteme im Euroraum•	

Generell das Anstreben und die Förderung eines Ausgleichs •	

der Leistungsbilanzen der Staaten innerhalb der Eurozone
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Hinweis

Hinsichtlich der Sicherung von Zahlungsfähigkeit der Staaten durch die EZB 

hat sich die Situation in Europa zwischenzeitlich entsprechend der Überlegun-

gen in diesem Text, deren Formulierung sich über einige Monate erstreckt hat, 

entwickelt, wobei das Haftungsrisiko bislang aber ausschließlich bei der öffent-

lichen Hand liegt. Hier muss dringend nachgebessert werden. Der von der EZB 

mit sehr weitgehender Zustimmung der Mitgliedstaaten mittlerweile geschaffene 

Handlungsrahmen sollte ausreichen, die erforderliche Zeit für die notwendigen 

politischen Veränderungen in Europa und insbesondere der Eurozone zu eröff-

nen. Der Senat der Wirtschaft motiviert alle Akteure, vor allen die Politik, diese 

Zeit zielgerichtet zu nutzen.
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Schlusswort

Europa ist mit dem Euro seit seiner Einführung sehr gut gefahren. Eine schnel-

le, unkomplizierte und wirkungsvolle Lösung ist dringend gefordert. Eine Aus-

weitung der Krise z. B. im Fall, dass Italien seine Anleihen nicht mehr bedienen 

könnte, würde zu einem Zusammenbrechen von Banken in Italien und danach 

auch in Frankreich und Österreich führen. Weitere Folgen wären ein Zusam-

menbruch vieler Volkswirtschaften in Europa inklusive einer tiefen Rezession 

und Deflation in Deutschland. Die über 60 Jahre betriebene Integration Europas 

wäre Geschichte und insbesondere wir Deutschen wären wieder die Bösewichte 

Europas.

Prof. Dr. Norbert Dieckmann gilt als Bankenfachmann 
mit internationaler Erfahrung

Albrecht Hertz-Eichenrode, Gründer der Hannover Finanz, 
in der Kernautorengruppe aktiv beim Senat



Der Senat der Wirtschaft setzt sich aus Persönlichkeiten der 

Wirtschaft, Wissenschaft und Gesellschaft zusammen, die sich 

ihrer Verantwortung gegenüber Staat und Gesellschaft beson-

ders bewusst sind. 

Sie tragen durch ihre Mitgliedschaft gemeinsam dazu bei, die 

Ziele des Senates im Dialog mit Entscheidungsträgern aus Poli-

tik, Wirtschaft, Kultur und Medien umzusetzen. 

Der Senat der Wirtschaft lässt damit den traditionellen Gedan-

ken der Senate in der Antike wieder aufleben. Ein ausgewogener 

Kreis von Freunden unabhängigen Geistes orientiert sich am 

Gemeinwohl statt an partikularen Interessen.

Die Politik und Politiker brauchen den praxisorientierten 

Sachverstand von Unternehmern und Führungskräften aus der 

Wirtschaft und weiteren gesellschaftlichen Sektoren. 

Dementsprechend ist der ständige und vertrauensvolle Dialog 

mit politischen Entscheidungsträgern in den Parlamenten und 

Regierungen notwendige Aufgabe. 

Hierzu will der Senat der Wirtschaft wirkungsvoll beitragen: 

Wir bringen Politik, Wirtschaft und Gesellschaft zugunsten des 

Allgemeinwohls an einen Tisch und bauen damit ein globales 

Netzwerk zugunsten des Allgemeinwohls auf.

Weitere Informationen auch auf:

www.senat-deutschland.de

www.senat-oesterreich.at
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